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Meinen  Eltern 





„E in beträchtlicher Tei l dieser L i teratur leidet unter 
dem Fehler, daß zuviel von Gerechtigkeit und zuwenig 
vom Hecht die Rede ist, wobei einerseits nicht bestrit-
ten, aber übersehen wird, daß Privatmeinungen über 
die Forderungen der Gerechtigkeit noch kein Rech t . . . 
schaffen,  andererseits aber eine allzugroße Geneigt-
heit hervortr i t t ,  das Argument der Gerechtigkeit und 
Bi l l igkei t einseitig zugunsten des Einzelinteresses, 
also des Anspruchs auf Entschädigung, in die Wag-
schale fallen zu lassen und dadurch unbi l l ig zu wer-
den gegen das Interesse der Gesamtheit . . 

G. Anschütz, Die Verf.-Urkunde f. d. Preußischen 
Staat, 1912, Ar t . 9. 





Vorwort 

Eigentumsrechtliche Regelungen haben seit jeher in Verfassungen 
einen besonderen Stellenwert. Das gi l t auch für einen Unterfall  dieser 
Regelungen; diese bestimmen, inwieweit der Gesetzgeber verpflichtet ist, 
für Eingriffe  in das „Eigentum" (in dem weiten heute verstandenen 
Sinn) Entschädigung zu gewähren. Die Interessen der Betroffenen 
werden hierbei unmittelbar und auf das stärkste berührt; daher werden 
sie sich in der Regel in besonders starkem Maß gegen jeden Versuch 
wehren, von ihnen günstigen Entschädigungsregelungen durch Änderung 
der Gesetze abzukehren. 

Das Grundgesetz schreibt demgegenüber vor, daß die Enteignungs-
entschädigung neben den Interessen der Betroffenen  auch diejenigen 
der Allgemeinheit zu berücksichtigen hat. Diese Vorschrift  hat in der 
Rechtsprechung der letzten Zeit einen Bedeutungswandel erfahren;  man 
könnte es wohl auch so formulieren,  daß erst durch diese neue Recht-
sprechung die Entschädigungsregelung des Grundgesetzes eigenständige 
Bedeutung gewinnt. 

Die Arbeit unternimmt es, den Bedeutungswandel der Verfassungs-
bestimmung auf seine Berechtigung zu überprüfen  und die Konsequen-
zen in praktischer und rechtsdogmatischer Hinsicht aufzuzeigen; an 
zahlreichen Einzelstellen w i rd dargelegt, wie der Gesetzgeber, aus-
gehend von der Entschädigungspflicht im Grundgesetz, gegenüber dem 
geltenden Recht Änderungen vornehmen könnte. 

In einem rechtsvergleichenden Exkurs w i rd bei Behandlung denk-
barer Alternativen zum deutschen Enteignungsrecht auch auf Grund-
züge des niederländischen Bodenrechts verwiesen. Der Verfasser  w i l l 
dabei nicht versäumen, darauf hinzuweisen, daß eigentlich das nieder-
ländische Bodenrecht, um partiell als Alternative zum geltenden deut-
schen Recht vol l empfohlen werden zu können, einer längeren, sozial-
wissenschaftlich fundierten Untersuchung bedurft  hätte. Aber auch so 
wi rd der Vergleich wohl für das deutsche Enteignungsrecht schon eine 
Fülle von Ansätzen für eine neue Sicht der Probleme liefern können. 

Die Arbeit hat der Jurist. Fakultät der Universität Bielefeld als 
Dissertation vorgelegen. Sie wurde nochmals überarbeitet und um die 
§§ 22 und 24 ergänzt. Die der Arbeit zugrunde liegende Gesamt-
konzeption wurde unabhängig vom Verfasser  ihrer Idee nach, wenn 
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auch ohne Durchführung  und ohne Aufweis der dogmatischen Folge-
rungen fast zur gleichen Zeit von Sendler, DÖV 1971, S. 16 ff.  entwickelt. 

Mein besonderer Dank gi l t Herrn Prof.  Dr. E.-W. Böckenförde. Er hat 
die Arbeit von ihrem Beginn an bis zur endgültigen Fertigstellung 
mi t großem Interesse betreut und durch mannigfaltige persönliche Ge-
spräche gefördert.  Weiter habe ich der Universität Bielefeld zu danken; 
sie hat es mir in großzügiger Weise mi t einer Forschungsbeihilfe er-
möglicht, die niederländische Enteignungspraxis „vor Ort" zu unter-
suchen. Mein aufrichtiger  Dank gi l t nicht zuletzt Herrn Ministerialrat 
a. D. Dr. J. Broermann für die Aufnahme der Arbeit in sein Verlags-
programm. 

Wilhelm  Opfermann 
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Einleitung 

§ 1 Die Ausgangslage 

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mi t der Frage nach 
den vom Grundgesetz für Enteignungen auferlegten Entschädigungs-
pflichten. Nun zeigt schon ein flüchtiger Blick in die zu diesem Themen-
kreis nach 1949 erschienene verfassungsrechtliche  Literatur, daß es 
wenige Gebiete innerhalb des Grundrechtsbereichs unserer Verfassung 
gibt, die eine derartige Fülle von wissenschaftlichen Stellungnahmen 
vorzuweisen haben. Wenn gleichwohl hier die Frage erneut untersucht 
werden soll, so ist der Verfasser  hierzu vor allem durch zwei Erwägun-
gen bestimmt worden. Sie betreffen  einerseits die besondere Lage, 
in der sich Gerichte und Gesetzgeber gegenwärtig befinden, wenn sie 
auf die Frage nach den vom Grundgesetz geforderten  Enteignungs-
entschädigungen eine Antwort haben wollen; andererseits gibt es auch 
eine mehr grundsätzliche Erwägung, die neuerdings eine Beantwortung 
der Frage als dringlich erscheinen läßt. 

Zunächst zum ersten Gesichtspunkt. Bekanntlich hat das Bundes-
verfassungsgericht  in der wichtigen Entscheidung vom 18. 12. 1968 (sog. 
hamburg. Deichurteil)1 den Grundsatz aufgestellt, nach dem Abwägungs-
gebot, das in Art . 14 GG für die Enteignungsentschädigung maßgeblich 
ist, könne der Gesetzgeber „ je nach den Umständen vollen Ersatz, 
aber auch eine darunter liegende Entschädigung bestimmen". Denn 
„eine starre, allein am Marktwert orientierte Entschädigung" sei „dem 
Grundgesetz fremd" 2. Obwohl diese Entscheidung zum Teil nur eine 
Auffassung  wiedergibt, die im Ansatz schon in zwei früheren  Ent-
scheidungen des Gerichts geäußert worden war 3 , erscheint diese grund-
sätzliche Stellungnahme in zweifacher Hinsicht als sehr bemerkenswert. 

1 BVerfGE 24,367 ff. 
2 S. 421 ; vgl. auch S. 368, Leitsatz 9. 
3 Diese Auffassung  war im Ansatz woh l schon in der sog. Junktimentschei-

dung BVerf GE 4, 219 aus dem Jahre 1954 (!) enthalten; s. insb. die Betonung 
des gesetzgeberischen Spielraumes in der Entschädigungsregelung S. 234/235. 
Eine ähnliche Stellungnahme findet sich im sog. Feldmühleurteil, BVerfGE 14, 
263, 284. Beide Entscheidungen haben aber keinerlei Auswirkungen auf die 
Entwicklung des Enteignungsrechts (mit Ausnahme der mi t der sog. Junk t im-
klausel des Ar t . 14 Abs. 3 Satz 2 GG zusammenhängenden Fragen) gehabt. 

2* 
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Der erste  Aspekt dieser Entscheidung besteht darin, daß das BVerfG 
hiermit in der für viele gesetzliche Regelungen bedeutsamen Frage der 
finanziellen Folgelasten bei rechtmäßigen hoheitlichen Eingriffen  in das 
Eigentum oder ihm gleichgestellter Rechte sich in direkten  Gegensatz 
sowohl zur bis dahin herrschenden Meinung des Schrifttums zum Ent-
eignungsrecht wie auch zu der für das Enteignungsrecht in der Rechts-
praxis maßgeblichen ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
stellte. Schrifttum 4 und BGH5 waren sich darin einig, daß jedenfalls 
in aller Regel die Höhe der verfassungsrechtlich  zwingend vorgeschrie-
benen Entschädigung von dem Verkehrswert (gleich Marktwert) des 
jeweils entzogenenen Rechts bestimmt wird. 

Der zweite  Aspekt der in BVerfGE 24, 367 ff.  enthaltenen Entschädi-
gungsauffassung  betrifft  die Frage, inwieweit dem Gesetzgeber eigent-
lich mi t dem eben zitierten Leitsatz insoweit geholfen ist, als er be-
ruhigt davon ausgehen kann, daß bestimmte sich unterhalb des Markt-
wertes haltende Entschädigungsregelungen verfassungsrechtlich  Bestand 
haben werden. Man unterstelle zunächst einmal hypothetisch — was 
erst noch zu prüfen ist —, daß die Auffassung  des BVerfG in ihrer 
Grundposition zutreffend  ist. Es läßt sich dann kaum der Eindruck von 
der Hand weisen, daß entgegen dem ersten Anschein die Entscheidung 
des hamburg. Deichurteils dem Gesetzgeber kaum eine nennenswerte 
Hilfe, sondern eher „Steine statt Brot" gereicht hat. 

Sowohl für die oben zitierte Grundaussage wie für die vom BVerfG hierzu 
näher gemachten Ausführungen ist charakteristisch, daß sich ih r Aussagegehalt 
im wesentlichen dar in erschöpft,  rein negativ  festzustellen, daß jedenfalls die 
Regelung des Ar t . 14 GG eine starre Bindung der Entschädigung an den Mark t -
wert nicht gebietet, sondern daß der Gesetzgeber „ je nach den Umständen" 
eine darunter liegende Entschädigung festsetzen kann. Nun ist aber eine 
Grenzziehung, die die Zulässigkeit bestimmter Entschädigungsregelungen vo l l 
auf die Umstände verlagert, ohne anzugeben, nach welchen Faktoren die Um-

4 Zu den zahlreichen Meinungen in der L i teratur im einzelnen, die im Er -
gebnis, keinesfalls aber mi t der gleichen Begründung zum generellen Gebot 
der Verkehrswertentschädigung kamen, s. die ausführliche Analyse unten in 
§ 9. I n der neueren Li teratur vor  dem hamburg. Deichurteil des BVerfG wurde 
vor allem von Schulthes  in der aufschlußreichen vergleichenden Arbei t „Die 
Höhe der Enteignungsentschädigung vom Preuß. Enteignungsgesetz bis zum 
Bundesbaugesetz", 1965, eine grundlegend abweichende Meinung vertreten. 
Ansonsten gab es nur in den ersten Jahren nach Inkraftreten  des Grundgeset-
zes eine dezidiert abweichende Mindermeinung, die einen freien Entschädi-
gungsspielraum annahm; dazu ebenfalls i m einzelnen § 9. 

5 Dazu im einzelnen unten § 10. Eine (kritische) Analyse der Rechtsprechung 
des BGH, die, ausgehend von dem Selbstverständnis der BGH-Rechtsprechung 
deren Funktionskonsistenz untersucht, findet sich in meiner Untersuchung 
„Entschädigung im Bodenrecht. Zur Funkt ion der Enteignungsentschädigung 
in der Rechtsprechung des BGH", in: Recht im sozialen Rechtsstaat, Reihe K r i -
t ik , Bd. 5, 1973, S. 165 ff.  Inzwischen hat, wenn auch vorsichtig, sich auch der 
BGH der vom BVerfG eingenommenen Grundposition angeschlossen; Einzel-
nachweise hierzu unten § 10 I . 
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stände jeweils gewertet werden sollen, ohnehin bei einem so komplexen Gebiet 
wie dem des Enteignungsrechts kaum geeignet, dem Gesetzgeber ausreichend 
feste Konturen anzugeben, nach denen er die Vereinbarkeit geplanter gesetz-
licher Regelungen mi t der Verfassung beurteilen kann. 

I m Enteignungsrecht w i r d diese sich aus der Eigenschaft der Negativaussage 
ergebende Konsequenz der neueren Judikatur des BVerfG zusätzlich aber noch 
dadurch verstärkt, daß nach der ständigen Rechtsprechung dieses Gerichts in 
jedem Fall, in dem eine gesetzliche Entschädigungsregelung die nach Ar t . 14 GG 
gebotene Entschädigungshöhe unterschreitet, nicht nur die Entschädigungs-
regelung selbst als verfassungswidrig  anzusehen ist, sondern die Ermächtigung 
zur Enteignung nach dem sog. Junktimgebot  des Ar t . 14 Abs. 3 Satz 2 GG eben-
falls verfassungswidrig  wird. 

Somit sieht sich der auf die neue Rechtsprechung des BVerfG zurück-
greifende Gesetzgeber der Gefahr ausgesetzt, daß das BVerfG, da es 
eine ausreichende Konkretisierung seiner Auffassung  in der Entschädi-
gungsfrage bisher nicht vorgenommen hat, eine andersartige Umstands-
bewertung als der Gesetzgeber t r i f f t ;  dann müssen nicht nur die jeweils 
getroffenen,  vom BVerfG als unzureichend befundenen Entschädigungs-
regelungen revidiert werden, sondern die gesamten damit verknüpften 
Enteignungskompetenzen selbst müssen zunächst als nichtig angesehen 
werden. 

Neben dieser speziellen Problematik taucht eine grundsätzliche  Gefahr 
für das Enteignungsrecht auf. Sie liegt darin, daß — gestützt auf das 
Abwägungsgebot des Art . 14 Abs. 3 Satz 3 GG — die Grenzen des Ent-
schädigungsspielraumes des Gesetzgebers sich in Zukunft nach allge-
meinen Billigkeitserwägungen bestimmen6. Damit w i rd aber nicht nur 
dem subjektiven Empfinden des Einzelnen Tür und Tor geöffnet  und 
eine Bindung an die Verfassung weitgehend ausgeschlossen, sondern es 
w i rd zugleich auf eine Erfül lung der rechtsstaatlichen Forderung nach 
Berechenbarkeit  des Gehalts von Verfassungsnormen in einer zentralen 
Frage des Grundrechtsschutzes weitgehend verzichtet. 

§ 2 Methodengrundsätze der Untersuchung 

Der Verfasser  glaubt, in der vorliegenden Untersuchung in mehr-
facher Weise gegenüber der herkömmlichen Behandlung der Frage nach 
der „Enteignungsentschädigung nach dem Grundgesetz" gewisse metho-

6 I n Richtung auf eine Bil l igkeitslösung tendiert insb. die neue Arbei t von 
G. Hauke,  Das Interessenabwägungsgebot nach Ar t . 14 Abs. 3 Satz 3 GG bei 
der Bestimmung der Enteignungsentschädigung, Diss. Heidelberg 1972: Das 
Entschädigungsminimum, das der Gesetzgeber nicht unterschreiten dürfe, liege 
auf der Mi t te zwischen dem Verkehrswert und einer nach dem Prinzip des so-
zialen Lastenausgleichs zu bestimmenden Entschädigung (S. 79); wo dem Eigen-
tümer eine Vermögensposition entzogen werde, die für ihn lebensnotwendig 
und existenzerhaltend sei, sei über  den Verkehrswert hinaus Schadensersatz 
zu leisten (S. 68). 


